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KURZ KOMMENTIERT

Tarifrunde 1990

Gefahren für die Beschäftigung

IVMit den Verhandlungen im Metallbereich, der wieder 
eieinmal die Vorreiterrolle spielt, hat die diesjährige Tarif- 
ruunde begonnen. Nach viel Getöse im Vorfeld in den 
IVMedien -  schon im Herbst war von Streik und von Aus- 
spperrung die Rede -  hat die IG-Metall ein umfangrei- 
cbhes Forderungspaket vorgelegt. Seinen Kern bilden 
L(-ohnerhöhungen um 9% ; hinzu kommen die Einfüh- 
TLung der 35-Stunden-Woche und eine Stärkung der Mit- 
boestimmungsrechte. Einschließlich der Wochenarbeits- 
zeeitverkürzung ist die Forderung zweistellig, d.h. erst- 
m ia ls so hoch wie zuletzt Mitte der siebziger Jahre.

Angesichts der anhaltend guten Verfassung der Wirt- 
scchaft der Bundesrepublik -  nach einem Wachstum von 
41 % im abgelaufenen Jahr ist 1990 nochmals mit einem 
VWachstum von 3 bis 3'/2 % zu rechnen -  und angesichts 
ssehr moderater Tarifanhebungen in den letzten Jahren 
eerscheinen zwar höhere Lohnforderungen auf den er- 
sfeten Blick durchaus verständlich. Zu bedenken sind da- 
boei jedoch die Wirkungen kräftiger Lohnerhöhungen auf 
VWachstum, Beschäftigung und Preise.

Hohe Lohnabschlüsse bergen das Risiko, daß erneut 
eeine Lohn-Preis-Spirale entsteht. Angesichts der hohen 
A\uslastung wird es den Unternehmen wahrscheinlich 
gqelingen, Kostensteigerungen über die Preise weiterzu- 
w/älzen, so daß die Reallöhne möglicherweise kaum 
nnehr als vorher steigen. Eine Verstärkung des Preisauf- 
trriebs aber würde die Bundesbank bei der zu erwarten
dien Fortsetzung der stabilisierungsgerechten Geldpoli- 
tilk sicherlich zu Bremsmaßnahmen veranlassen, die die 
Aiusweitung von Produktion und Beschäftigung been- 
dien und sogar zu einem konjunkturellen Rückschlag 
führen könnten. Um die beschäftigungspolitischen Er
fo lge  der letzten Jahre nicht zu gefährden, sollten Neu
abschlüsse Anschluß an die bisherige Tariientwicklung 
halten. sp

Transrapid

Doppelgleisige Verkehrspolitik

D a s  Bundeskabinett hat sich grundsätzlich für den Bau 
e ine r Referenzstrecke der Magnetschwebebahn Trans-
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rapid zwischen den beiden Flughäfen Köln/Bonn und 
Düsseldorf mit späterer Verlängerungsmöglichkeit nach 
Essen entschieden. Die Finanzierung ist zwar noch 
nicht gesichert, das Kabinett geht jedoch davon aus, 
daß dieses bislang noch nicht serienreife Projekt dauer
haft subventioniert werden muß. Andererseits versi
cherte der Thyssen-Konzern, daß eine Strecke Ham- 
burg-Ruhrgebiet-Frankfurt-München weder für den Bau 
noch für den Betrieb öffentliche Mittel erfordere. Die 
vom Kabinett bevorzugte Strecke wäre also nur auf
grund ihrer Kürze nicht rentabel zu bedienen, da die Vor
teile gegenüber konkurrierenden Verkehrsmitteln erst 
aut längeren Strecken zum Tragen kämen.

Gleichzeitig wird jedoch mit öffentlichen Mitteln das 
Netz der Bundesbahn mit Hochgeschwindigkeitsstrek- 
ken ausgebaut. Dies geschieht in Abstimmung mit den 
europäischen Nachbarn. Durch den Streckenausbau 
können neben Personen bald auch Güter schneller be
fördert werden, deren Transport durch den Transrapid 
bisher noch gar nicht möglich ist.

Diese doppelgleisige Verkehrspolitik, also die kleine 
Lösung für den Transrapid bei gleichzeitigem Bundes
bahnausbau, läßt den Verdacht entstehen, daß der be
reits mit 1,5 Mrd. DM geförderte Transrapid gar nicht als 
ein ausbaubares, weiteres Verkehrsmittel vorgesehen 
ist, sondern nur Demonstrationszwecken für den Export 
dienen soll. Dies käme dann einer Exportsubventionie
rung enormen Ausmaßes gleich, die in der Bundesrepu
blik mit ihren hohen Exportüberschüssen sicher unan
gebracht ist. cw

IWF-Polen

Erste Zahlungsbilanzhilfe

D er IWF hat es sich mit seiner ersten Zahlungsbilanz
hilfe an Polen, die -  gebunden an ein wirtschaftliches 
Anpassungsprogramm -  in Höhe von 715 Mill. Dollar 
Ende Dezember vergangenen Jahres vereinbart wurde 
und die eine Laufzeit von dreizehn Monaten haben wird, 
wahrlich nicht leicht gemacht. Mehr als drei Jahre hat 
Polen nach seinem Beitritt zum Fonds 1986 auf diesen 
ersten Kredit warten müssen, nachdem zuvor bereits 
das polnische Beitrittsgesuch fünf Jahre zur Entschei
dung Vorgelegen hatte. Die lange Wartezeit war für 
Polen nicht zuletzt deshalb besonders bitter, weil die 
fehlende Vereinbarung mit dem Fonds auch weitere
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dringend benötigte Mittel der Weltbank und anderer 
westlicher Kreditgeber blockierte, die in Höhe von insge
samt 1,8 Mrd. Dollar zur Auszahlung bereitstehen.

Aber der Fonds ist im Umgang mit sozialistischen 
Planwirtschaften ein gebranntes Kind. Die Erfahrungen 
insbesondere mit Rumänien hatten gezeigt, daß die auf 
marktwirtschaftliche Verhältnisse ausgerichteten An
passungsprogramme des Fonds in Ländern mit zentra
ler Wirtschaftsplanung wenig fruchten. Polen hatte also 
den Fonds erst von der Ernsthaftigkeit seiner Reform
politik und der beabsichtigten Systemtransformation 
überzeugen müssen.

Das ambitionierte polnische Programm zur w irt
schaftlichen Konsolidierung des Landes, das nun die 
Zustimmung des Fonds erhalten hat, birgt allerdings 
durch zu erwartende Realeinkommensverluste und Ar
beitslosigkeit Gefahren. Es ist nicht auszuschließen, 
daß die Härten der Anpassung erneut heftige Streiks 
auslösen werden, die die Regierung zu Kurskorrekturen 
zwingen und das Reformprogramm gefährden können. 
Der IWF wiederum kann bei Mißachtung der Kreditkon
ditionen die weitere Kreditauszahlung stoppen. pp

RGW

Geringe Belebungsaussichten

A ls Gegenmaßnahme zum Marshall-Plan gedacht und 
1949 ins Leben gerufen, war der Rat für Gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (RGW) jahrelang Ausdruck der sowjeti
schen Hegemonialpolitik im Bereich der Ökonomie. Der 
starre RGW-Mechanismus, gekennzeichnet durch Bila
teralismus, Inkonvertibilität, autonome Preisbildung und 
fehlende Mobilität der Produktionsfaktoren, erwies sich 
als ungeeignet, die binnenwirtschaftlichen Reformpro
zesse der osteuropäischen Länder und ihre Integration 
in die Weltwirtschaft zu fördern. Trotz zahlreicher Pro
gramme und Vervollkommnungsversuche blieb der ent
scheidende Sprung von einer Hilfeleistungsorganisa
tion zur ökonomischen Integrationsgemeinschaft aus; 
die Dynamik des Intra-RGW-Handels sank allmählich, 
und die Interessengegensätze unter den Mitgliedslän
dern nahmen kräftig zu.

Auf der 45. RGW-Tagung in Sofia haben sich nun die 
Mitgliedstaaten auf die Einsetzung einer Reformkom
mission geeinigt, die in wenigen Wochen Vorschläge für 
eine tiefgreifende Reform des RGW-Programms und 
seiner Verwaltung vorlegen soll. Damit ist die Spaltung 
oder gar Auflösung der Organisation zunächst abge

wendet worden. Die Aussichten für ihre Belebung sind 
jedoch weiterhin gering. Eher ist damit zu rechnen, daß 
eine alte Idee aufleben wird und Länder wie Polen, Un
garn und die CSSR eine engere Interessengemein
schaft (kleine Integration) gründen werden. Diese Idee 
dürfte nicht am Widerstand der Sowjetunion scheitern, 
denn wirtschaftlich nicht leistungsfähige Partner bilden 
für die UdSSR eine Belastung: ökonomisch starke Part
ner könnten dagegen den sowjetischen Reformprozeß 
wirksam unterstützen. Darüber hinaus würde eine 
marktwirtschaftliche Interessengemeinschaft in Osteu
ropa die Voraussetzungen für eine gesamteuropäische 
Verflechtung verbessern und zusammen mit der EG ein 
gutes Fundament für das europäische Haus bilden, ap

Japan

Unzureichende Importhilfen

D er japanische Außenhandelsüberschuß ist insgesamt 
zwar im letzten Jahr deutlich gesunken. Er blieb jedoch 
mit etwa 65 Mrd. S hoch, und gegenüber den USA war er 
mit wohl rund 50 Mrd. S so groß wie in den Jahren zuvor. 
Daher halten die handelspolitischen Spannungen ins
besondere zwischen diesen beiden Ländern an. Höhe
punkt dieser Entwicklung war bislang die Einleitung ei
nes Verfahrens wegen unfairer Handelspraktiken ge
mäß Abschnitt 301 des US-Handelsgesetzes.

Vor diesem Hintergrund plant die japanische Regie
rung erneut Importförderungsmaßnahmen, zumal sich 
der Weg der Importanregung über konjunkturelle Im
pulse aus stabilitätspolitischen Erwägungen verbietet. 
Vorgesehen sind Importsubventionen in Form von 
Steuererleichterungen, zinsgünstige Darlehen zur Ein
fuhrfinanzierung, weitere Zollsenkungen für Industrieer
zeugnisse und eine Intensivierung des Informationsaus
tausches zur Vermarktung ausländischer Produkte. 
Außerdem wirkt das Handelsministerium weiterhin 
direkt auf die Unternehmen ein, die Importe stärker aus
zuweiten.

Dieses Programm dürfte schon wegen des vorgese
henen finanziellen Rahmens keine durchschlagenden 
Wirkungen haben. Vor allem aber greift es bezüglich der 
Ursachen des Handelsungleichgewichtes zu kurz. Un
ter diesem Aspekt sind vielmehr tiefgreifende struktu
relle Veränderungen notwendig, die die Marktchancen 
ausländischer Anbieter verbessern. Das Ziel der beab
sichtigten Maßnahmen ist es somit wohl eher, die Wellen 
des Protektionismus in den USA zu glätten. er

WIRTSCHAFTSDIENST 1990/1


